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Konzil empfiehlt Rektor: Einleitung 
eines Verfahrens verweigern 
Eine Flut von Resolutionen und Protestschreiben der verschiedenen Gruppierun- 
gen und Gremien in der Universität hat die drohende Einleitung von Verfahren 
gegen die beiden Angehörigen des Personalrates und DKP-Mitglieder Helga Kocha- 
nowski und Fred Krüer sowie gegen den wissenschaftlichen Assistenten Dirk 
Steenken (KBW) ausgelöst. Am Dienstag dieser Weche befaßte sich auch das Konzil 
mit den Fällen und empfahl dem Rektor, eine durch das Ministerium verfügte Ein- 
leitung der Verfahren zu verweigern und gegebenenfalls von seinen Remonstrati- 

  

onsrecht Gebrauch zu machen. 

Wie bereits berichtet, hatte der nie- 

dersächsische Minister für Wissen- 

schaft und Kunst in einem Erlaß vom 

11. Februar den Rektor der Universi- 

tät aufgefordert, darüber zu berich- 

ten, ob über die Mitgliedschaft und 

die Kandidatur der drei Hochschulange- 

hörigen zu den Kommunal- und Bundes- 

tagswahlen im Herbst 1976 für die DKP 

bzw. den KBW hinausgehende politische 

Aktivitäten bekannt seien. Ziel dieser 

Fragestellung: zu eruieren, ob gegen 

die Beamten Dirk Steenken und Helga 

Kochanowski ein Disziplinarverfahren 

eingeleitet werden kann und bei dem 

Angestellten Fred Krüer eine fristlose 

Entlassung möglich ist. 

In dem einstimmig gefaßten Beschluß 

des Konzils heißt es dazu, dieser Ver- 

such des Ministeriums reihe sich ein 

in die Praxis der Aushöhlung fundamen- 

taler Grundrechte durch administrati- 

ve Maßnahmen. Die Wahrnehmung solcher 

Aufgaben durch den Rektor gehe über 

den inhaltlich definierten politischen 

Spielraum dieses Amtes hinaus und stel- 

le eine Verletzung der Grundordnung 

dar. Wörtlich heißt es in dem Beschluß’ 

weiter: 

m "Die Universität kann den Rektor als 

den gewählten Repräsentanten der Uni- 

versität nicht in die Rolle eines ohne 

eigene Entscheidungsgewalt nur noch 

im Auftrage des Ministeriums Handeln- 

den drängen lassen. Dies gilt mit be- 

sonderer Entschiedenheit in den Berei- 

chen, in denen sich das Ministerium 

nach Auffassung der Universität ver- 

fassungswidrig verhält, indem es sich 

in der Praktizierung von Berufsverbo- 
ten aus politischen Gründen über Grund. 

rechte hinwegsetzt. 

m Die Universität kann es nicht als zt 

lässig ansehen, daß die Universitäts- 

leitung über eine Anweisung des Mini- 

sters für Wissenschaft und Kunst dazu 

gezwungen wird, im Rahmen eines Diszi- 

plinarverfahrens, gegenüber einem Ein- 

zelnen Ermessensentscheidungen zu 

treffen, die in ihrer Wirksamkeit und 

Gewichtigkeit einer Bundesverfassungs- 

gerichtsentscheidung entsprechen wür- 

den. 

m Die Universität hält die Einbezie- 

hung politischer Aspekte in ein Diszi- 

plinarverfahren für insgesamt unzu- 

lässig. 

m Die Universität setzt sich entschie- 

den gegen die Tendenzen zur Wehr, zu- 

nehmend der Administration Funktionen 

der Rechtssprechung zu übereignen,auf 

diesem Wege die rechtsstaatliche Ord- 

nung auszuhöhlen und insbesondere die 

immateriellen Rechtsgüter der freien 

Meinungsäußerung, der Betätigung in 

politischen Parteien und der Freiheit 

in der Ausübung von Lehre und For- 

"schung, rechtlich nicht faßbaren Kon- 

trollmechanismen zu unterwerfen". 

Für den Fall, daß das Ministerium ein 

so begründetes Remonstrationsrecht des 

Rektors nicht akzeptiere und ihn ar- 

weise, die Verfahren dennoch fortzu- 

führen, dürften, so das Konzil,poli- 

tische Meinungsäußerungen und Aktivi- 

täten in einer nicht verbotenen Par- 

tei nicht als Verletzung der beamten- 

rechtlichen Treuepflicht angesehen wer 

den. Die Verfahren müßten in diesen 

Fall eingestellt werden. 

In einem weiteren Beschluß, der von 
der Gruppe der nichtwissenschaftli- 

chen Mitarbeiter im Konzil einge- 

bracht und mit elf Enthaltungen ange- 

nommen wurde, protestiert das Konzil 

  

mit aller Entschiedenheit gegen die 

Überprüfung der- Personalratsmitglie- 

der Fred Krüer und Helga Kochanowski 

und "weist den Versuch zurück, zwei 

engagierte Kollegen aus dem Dienstlei- 

stungsbereich "'verfassungsfeindlicher 
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GEW interveniert 

für Fach Kunst 

beim Ministerium 
Der Vorsitzende des Landesverbandes 
Niedersachsen der Gewerkschaft Erzie- 
hung und Wissenschaft (GEW), Dr. Die- 
ter Galas, hat in einem Brief an den 
Minister für Wissenschaft und Kunst ge- 
fordert, die Situation im Fach Kunst 

an der Universität Oldenburg umgehend 
zu verbessern und eine Entscheidung 

über die Besetzung von zwei Professo- 
renstellen schnell zu treffen. 

An der Universität Oldenburg stehen z. 

Z. vier Lehrende, darunter lediglich 

ein Hochschullehrer, etwa 400 Studen- 
ten gegenüber. In diesem Zusammenhang 
machte Galas klar, daß die GEW ange- 

sichts für den Bedarf des Schulfaches 
Kunst steigende Studentenzahlen befür- 
"worte. 

Prozeß gegen 
Krallmann 

Am kommenden Montag, 7. März, findet 

im Amtsgericht Oldenburg ein Prozeß 

gegen den Referendar Wilfried Krall- 

mann wegen "Widerstandes gegen Voll- 

streckungsbeamte" statt. Krallmann 

war im Zusammenhang mit der Polizei- 
aktion gegen die Namensgebung der Uni- 
Versität nach Carl von Ossietzky vor 

gut eineinhalb Jahren vorübergehend 
festgenommen worden, "Als", wie Krall. 
mann zu Protokoll gab,"ich die mit der 
Abnahme des Namenszuges "Carl-von 
-Ossietzky-Universität' vom AVZ beauf-. 
tragten Maler nach der Rechtmäßigkeit 

ihres Handelns fragen wollte."    
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Krumbein nach Jerusalem 
Professor Dr. Wolfgang Krumbein, inter- 

national bekannter Geomikrobiologe und 

Biogeochemiker, ist vom Senat und Rek- 

tor der Universität Jerusalem (Israel) 
zu einer Gastprofessur für das Stu- 

dienjahr 1977/78-eingeladen worden. Er 
soll dort seine Fachgebiete im Ozeano- 

grafieprogramm der Jerusalemer Hoch- 

schule vertreten. 

Krumbein gehört schon seit längerem 

der "International Advisory Board" des 

Meeresbiologischen Labors der Jerusa- 

lemer Universität in Elat an. Die Gast- 

professur soll auch dazu dienen, 

deutsch-israelische Forschungsprogram 

me, die vom Bundesministerium für For- 

schung und Technologie gefördert wer- 

den, durchzuführen. Krumbein gehört zu 

den Beratern für die Programme auf sei- 

nem Gebiet und hat bereits mehrere For- 

schungsprojekte in Israel mit Hilfe der 

Deutschen Forschungsgemeinschaft (DFG) 
geleitet. Hierzu gehören Untersuchun- 

gen, an einem heißen "Solar Lake", der 

durch Sonneneinwirkung bis zu 60° c 

erreicht und bisher völlig unbekannte 

Mikroflora enthält. 

Eines der Forschungsprogramme befaßt 

sich mit der Technologie der Energie- 

gewinnung durch. künstliche Sonnenseen 

und ihre Bakterienplatten. Ein anderes 

Forschungsprogramm hat die Produktivi- 

tät, Verschmutzung der nördlichsten 
Korallenriffe der Welt zum Thema. Die- 

se Untersuchungen sollen auch die Fra- 

ge der Metallgewinnung im Roten Meer 

und die hieraus eventuell entstehen- 

den Umweltbelastungen behandeln. Die 

Preussag hat entsprechende Voruntersu- 

chungen für den Abbau der Erzschlämme 

des Roten Meeres geplant und wird pa- 

rallel zu den Untersuchungen in Elat 

im Roten Meer forschen. 

Zur Zeit bemüht sich Krumbein, Studen- 

ten der Universität Oldenburg Gelegen- 

heit zu geben, andere Institute und 

Arbeitsmethoden sowie die speziellen 

Verhältnisse in Israel kennenzulernen. 

Er plant eine Exkursion und einen 

meeresmikrobiologischen Kurs für Ol- 

denburger Studierende im genannten 

Zeitraums 

Unterrichtskritik 

Die Arbeitsgemeinschaft für Hochschul- 

didaktik (AHD) plant einen Erfahrungs- 

austausch und ein Seminar zu dem The- 

ma: Unterrichtskritik - Auswertung 

von Lehrveranstaltungen. Die Diskus- 

sion über die Lehrpraxis an den Hoch- 

schulen, die, zu einer Verbesserung vor 

Lehrveranstaltungen führen soll, soll 

vor dem Hintergrund von Erfahrungsbe- 

richten geschehen, die sich mit den 
die Lehrveranstaltungen begleitenden 

Auswertungstätigkeiten wie z.B. Fra- 

gebögen, speziellen Interviews, Grup- 

pendiskussionen, "Manöverkritik", Aus- 

wertungsseminaren usw. befassen. 

Alle Hochschullehrer oder Projektgrup- 

pen, die derartige Auswertungen durch- 

geführt haben und an dem geplanten Er- 

fahrungsaustausch interessiert sind, 

sollten solche Berichte möglichst um- 

gehend entweder direkt an die AHD, 2 

Hamburg 13, Rothenbaumchaussee 32, 

schicken oder im ZpB zwecks Weiterlei- 

tung abgeben. Nähere Auskünfte über 

das Vorhaben, die bei der Abfassung 

solcher Kurzberichte eventuell zu be- 

rücksichtigenden Kategorien und die 

voraussichtlich am 13.°bis"15. Mai 

stattfindende Tagung können im ZpB 

(Fichten) eingeholt werden. 

GEW fordert Aufhebung 
der Besetzungssperre 
Die Aufhebung der sechsmonatigen Wie- 

derbesetzungssperre für den Hochschul- 

bereich, die Streichung der Sperrver- 

merke, die für neue Stellen im Hoch- 
schulbereich im Haushaltsentwurf 1977 

aufgebracht sind und die Schaffung 

neuer Personalstellen für den wissen- 

schaftlichen wie nichtwissenschaft- 

lichen Bereich noch im Haushaltsjahr 

1977 hat der Vorsitzende des GEW-Ian- 

desverbandes Niedersachsen, Dr. Die- 

ter Galas in einem Brief an den Wis- 

senschaftsminister und an die Landtags. 

fraktionen gefordert. Galas erklärte 

dazu, daß trotz steigender Studenten- 

zahlen in den niedersächsischen Hoch- 

schulen und trotz der von der Landes- 

regierung vorgesehenen "Überlastquote" 

von durchschnittlich 35 Prozent kaum 

Maßnahmen ergriffen wurden, die Perso- 

nalsituation an den Hochschuleinrich- 

tungen zu verbessern. Weder die Koali- 

tionsvereinbarung von CDU und FDP, 
noch die Regierungserklärung, noch der 
Ergänzungshaushalt sähen Maßnahmen vog 
die zu erwartende Mehrbelastung wenig- 
stens teilweise durch neue Personal- 
stellen auszugleichen. Schon jetzt sei 
eine besonders schwierige Situation an 
den neu gegründeten Hochschulen und 
Fachhochschulen absehbar. 

Noch keineKoalition 
Zu keinem endgültigem Ergebnis haben 
bisher die Koalitionsverhandlungen 
zwischen den im neuen Stupa vertrete- 
nen Gruppen geführt. Jedoch zeichnet 
sich eine Koalition zwischen den bis- 
herigen ASTA-Parteien MSB und SHB einer 
seits und der Juso-HSG und dem IHV 
andererseits ab. Die stärkste Fraktion 
a Stupa, die Basisgruppe Projektinitia 
tive, hat bisher Koalitionsverhandlun- 
gen abgelehnt. 
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Moorsoldaten 

"Diejenigen Dänen, die die Erfahrung 

des deutschen Faschismus am eigenen 

Leibe gemacht haben, haben Angst vor 

der politischen Entwicklung in‘der BRD 
und betrachten vor allem die Berufs- 
verbote als einen Angriff auf die Frei. 

heit, der eindeutig in Richtung Fa- 
schismus tendiert und somit auch eine 
Gefahr für das dänische Volk darstellt 
In diesem Sinne haben wir den weiten 

Weg nach Oldenburg nicht nur gemacht, 
um mit Euch zusammen unserer toten Ka- 
meraden aus den Moor-Kz's des Emslan- 

des zu gedenken, sondern um in ihren 
Geiste einen Beitrag für Euren aktuel- 

len Kampf um die Erhaltung der demo- 

kratischen Grundrechte in der BRD zu 
leisten". 

Diese Sätze des Sprechers der Lagerge- 

meinschaft ehemaliger KZ-Häftlinge 

Dänemarks, Morgens Petersen, gespro- 

chen während einer Gedenkfeier auf den 

KZ-Friedhof Esterwegen am 6. Februar 

waren das Motto der Veranstaltungsrei- 

he "Hölle im Moor - Schule des anti- 

faschistischen Widerstandes", die An- 

fang Februar vom Komitee ehemaliger 

Moorsoldaten in Zusammenarbeit mit dem 

DGB, dem ASTA der Universität, dem 

Stadtschülerrat, dem Bürgerkomitee für 

die Benennung der Universität nach 

Carl von Ossietzky und dem BdWi Olden- 

burg, durchgeführt wurde, 

Berufsverbote und der Kampf der Olden- 

burger Universität um den Namen des 

"Esterwegen-Häftlings" Carl von Ossi- 
etzky waren auch immer wiederkehrende 

Themen der Großveranstaltung zur Ge- 

schichte der Emslandlager vor 600 Zu- 

hörern in der Cäcilienschule. Vergan- 

genheit als Mahnung für die Gegenwart 

wurde besonders deutlich in dem Bei- € 

trag von Kaplan Dr. J. Rossaint, dem 

Vizepräsidenten der Internationalen 

Vereinigung der Widerstandskämpfer 

gegen den Nationalsozialismus, der 

eine ehrliche Auseinandersetzung mit 

der faschistischen Vergangenheit, zu 

der auch die Moorlager gehörten, for- 
derte. 

Der Sprecher des Komitees ehemaliger 

Moorsoldaten, August Baumgarte, rief 
dazu auf, endlich nach über 30 Jahren 
dafür zu sorgen, daß die Geschichte 
der Emslandlager nicht länger totge- 
schwiegen und die ehemaligen lagerge- 
lände und die Grabstätten der vielen 

tausend Opfer der Vergessenheit ent- 

rissen würden. 

Der Sprecher für den DGB Kreis Olden- 

burg Wolfgang Woltemade griff diesen 
Aufruf auf und forderte in einer Reso- 

lution die Einrichtung einer dauern- 

den Gedenkausstellung, in der Dokumen- 

‘te, Bilder und persönliche Darstel- 
lungen über die Geschichte der läger 
und ihrer Insassen gezeigt und in ih- 
rem historischen und aktuell-politi- 

schen Zusammenhang erläutert werden.es 
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Noch immer keine 
Stellungnahme zum 

NHG -Entwurf 
Durch ein aufeinander abgestimmtes Vorgehen zwischen dem Konzilsvorstand und 
dem Rektor der Universität konnte eine für die Universität hochschulpolitisch 
schwierige Stituation verhindert werden. Der Konzilsvorstand signalisierte dem 
Rektor, er werde ihm den vom Konzil auf seiner Sitzung vergangenen Dienstag ge- 
faßten Beschluß zu den Gesetzentwürfen für ein Niedersächsisches Hochschulge- 

setzt (NHG) nicht zur Weiterleitung an das Wissenschaftsministerium zustellen. 

Damit braucht der Rektor sein vor dem Konzil angekündigtes Vorgehen nicht wahr- 

zumachen, den Beschluß nur mit einer Distanzierung weiterzugeben. 

Diese Ankündigung machte der Rektor, 

Prof. Rainer Krüger, unter Hinweis auf 

das problematische Zustandekommen die- 

ses Beschlusses. Trotz offenkundiger 

Beschlußunfähigkeit wurde nämlich die 

vom Grundordnungsausschuß vorbereitete 

Stellungnahme zum NHG: dem Konzil zur 

Beschlußfassung vorgelegt in der An- 

nahme, diese von dem in gleicher Pari- 
tät wie das Konzil zusammengesetzten 

Ausschuß einstimmig verabschiedete Vor- 

lage werde auf breite Zustimmung tref- 

fen. Dies umso mehr, als sie sich eng 

an einen Beschluß desselben Konzils 

zum Entwurf der ehemaligen SPD/FDP-Koa- 

lition anlehnt. 

Zur Überraschung vieler Abwesender ver: 

langten jedoch die studentischen Ver- 

treter von MSB Spartakus und SHB eine 

pauschale Ablehnung, da ihnen wesent- 

liche Grundpositionen nicht berück- 

sichtigt schienen. Nach längerem Hin 

und Her verabschiedete das nun auch 

nicht mehr repräsentativ zusammenge- 

setzte Konzil mit den Stimmen der an- 

    

        

   

    

   
   

        

   
   

Fachbereichsrat I 

HOCHSCHULLEHRER? von Maydell (DH), 
Laucken (DH),Peters (Reform FB I), 
Lengert (DH), Leist (DH), Grubitzsch 
(Reform FB I), Westphal (DH), Bel- 
schner (DH) 
WISSENSCHAFTLICHE MITARBEITER: - Sie- 

laff (Reform FB I), Volger (Volger), 
Wolter (Reform FB I), Schmereim (Vol 
ger) 
STUDENTEN: . Henschel (PIN), Jödicke 
(SAB), Brinkmann (MSB), Franzky(PIN) 
SONSTIGE MITARBEITER: '. Jedrowiak 

(ÖTV), Oltmanns (ÖTV) 

Fachbereichsrat Il 

HOCHSCHULLEHRER - Boeder (Boeder), 
Promies (Promies), Schmid (Boeder), 
Hillgärtner (Promies), Ueding (Boe- 
der), Calbert (Boeder), Ritzel (Pro- 
mies), Thiergard (Boeder) 

  

wesenden Studenten lediglich einen Pro 

test gegen die vom Ministerium gesetz- 

te Zeitplanung sowie den allgemeinen 

Teil der Ausschußvorlage. Darin wird 

die reformfeindliche Tendenz der vor- 

liegenden Gesetzentwürfe kritisiert, 

wichtige Bestandteile einer sachgerech. 

ten Hochschulreform würden nicht be- 

rücksichtigt. Die Universität besteht 

auf der Entwicklung zu integrierten 

Gesamthochschülen, auf gleichberech- 
tigter Mitbestimmung aller Hochschul- 

angehörigen, auf der Erhaltung der 

Selbstverwaltung auf einer einheit- 

lichen Personalstruktur, auf der ver- 

faßten Studentenschaft mit politischem 

Mandat sowie auf ihrer Ablehnung von 

Ordnungsrecht und Regelstudienzeiten. 

Die im folgenden nicht mit verabschie- 

.deten Teile der Vorlage präzisierten 

Vorstellungen der Universität sollen 

nun auf der Fortsetzung der Sitzung 

am Mittwoch nächster Woche detailliert 

beraten werden. jb 

Zusammensetzung der Fachbereichsräte 
WISSENSCHAFTLICHE MITARBEITER: Gie- 

se (Linke Liste), Broweleit (Browe- 
leit), Wolters (Linke Liste), Dierks 
(Broweleit) x : 

STUDENTEN: Keine (PIN), Schulze-Fröh- 
lich (SHB), Bernert (MB), Elbeshau- 
sen (PIN) 
SONSTIGE MITARBEITER: Freesemann, 

‚Christians 

Fachbereichsrat Ill 
HOCHSCHULLEHRER: Krafft (Linke Li- 
ste), Hinrichs (DH), Siebel (Linke 
Liste), Freytag (DH), Sellin (BdWi), 
Kaiser (Linke Liste), Roth (DH), 
Lenk (HAKO) 
WISSENSCHAFTLICHE MITARBEITER: Ber- 

nath (DW), Fabian (Linke Liste), 
Reich (DW), Woesler (Linke Liste) 
STUDENTEN: Löb (PIN), Fengler (SHB), 
Teuber (MSB), Sternberg (Juso-KSG) 
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Berufsverbote 
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Ansichten! zu verdächtigen". Voller 

Empörung wende sich das Konzil gegen 

derartige Diffamierungskampagnen, die 

dazu führten,ein Klima der Angst und 
Unsicherheit zu erzeugen. 

Mit Nachdruck hat sich auch neben an- 

deren Gruppen der Hochschulpolitische 

Arbeitskreis Oldenburg gegen die Ein- 

leitung von Verfahren gegen die drei 

Hochschulangehörigen verwahrt. Die 

Mitglieder des Arbeitskreises fordern 

in einer Resolution die Gremien und 

den Rektor auf, alle Möglichkeiten 

zum Schutz der verfassungsmäßigen 

Rechte der Mitglieder wahrzunehmen. 

Da es sich um eindeutig politisch mo- 

tivierte Verfahren handele, betonte 

der HAKO insbesondere die Notwendig- 

keit, alle Vorgänge öffentlich zu ma- 

chen, um der Universität von Beginn 

an die Möglichkeit zu politischen Maß- 

nahmen zu geben. a 

Ferienkurse 
Der Deutsche Akademische Austausch- 

dienst (DAAD) hat für 1977 folgende 
Ferienkursstipendien ausgeschrieben: 

1. Ferienkurs "Russisch passiv" Spezial 

kurs für Übersetzung naturwissenschaft- 

licher Fachtexte für Graduierte und 

Hochschulassistenten (Vorkenntnisse im 
Russischen werden nicht erwartet). 
2. Ferienkurs "Stadt- und Regionalpla- 

nung an der Universität Manchester: (für 

Studenten und Assistenten). 
Die Ausschreibungsbedingungen hängen 

an Geschäftsstellen der Fachbereiche 

III und IV aus. Nähere Auskimfte er- 

teilt.Klaus Winter (FB I), Auslands- 
referent. 

Fachbereichsrat IV 

HOCHSCHULLEHRER: Eschenhagen (Escher 
hagen), Schmidt (Linke Liste), Schu] 
ler (Schuller), Gebhard!(Gebhardt), 
Hamann (Eschenhagen), Jannsen (Lin- 
ke Liste), Knauer (Schuller), Ruth 
(Eschenhagen) 
WISSENSCHAFTLICHE MITARBEITER: Paw- 
litta (Pawlitta), Riess (Riess),Hei- 
se (Pawlitta), Schramke (Riess) 
STUDENTEN: Peeks (GOL), Richter 
(Juso-HSG), Todeskino (LHV), Buur- 
mann (GOL) 

SONSTIGE MITARBEITER: Brandorff, 
Rundshagen 

HAKO = Hochschulpolitischer Arbeits- 
kreis Oldenburg 

GOL = Gewerkschaftlich-Orientierte 
Liste   SONSTIGE MITARBEITER: Sokolowsky, DH = Demokratische Hochschule 

Haske DW = Demokratische Wissenschaft | 
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Städtebaulicher Rahmenplan 
für das Dobbenviertel 
Nach zweisemestriger Arbeit wurde von 

einer studentischen Arbeitsgruppe des 

Studienganges Raumplanung ein Konzept 

zum städtebaulichen Rahmenplan für 

das Dobbenviertel in Oldenburg vorge- 

legt. Die Notwendigkeit für die Erste] 

“lung eines Rahmenplans Dobbenviertel 

sah die Arbeitsgruppe in der beabsich- 

tigten Erweiterung des Verwaltungs- 

präsidiums nach der Zusammenlegung 

der Regierungsbezirke Aurich, Olden- 

burg und Osnabrück. Die Erweiterung 

des Verwaltungspräsidiums um cas1.000 

Arbeitsplätze würde im Dobbenviertel 

einen: zusätzlichen Flächenbedarf von 

35.000 - 40.000 qm Bruttogeschoßflä- 

che in einem citynahen Wohngebiet be- 

deuten. (Das vorhandene Verwaltungs- 

präsidiumgebäude hat 15.000 qm Brutto- 

geschoßfläche, 

Schwerpunkte der Untersuchungen waren 

die Kriterien Nutzung, Sozialstruktur, 

infrastrukturelle Einrichtungen, Ver- 
kehr und Stadtbild. Nach Meinung der 

studentischen Arbeitsgruppe sollte das 

gesamte Dobbenviertel als Wohngebiet 

ausgewiesen werden, um es als city- 

nahe Wohnfläche zu erhalten. Umnutzun- 

gen, d.h. Einrichtungen von Dienst- 

leistungsbetrieben zum Nachteil der 

Funktion Wohnen sollten langfristig 

rückgängig gemacht werden. Die ein- 

seitig ausgerichtete Sozialstruktur, 

gemeint sind u.a. Altersstruktur (Übeı 
alterung) und Bildungsstruktur (hoher 
Anteil von Hochschulabsolventen) könn- 

te durch Angebote Öffentlich geförder- 

ten Wohnungsbaus und damit verstärkte 

Ansiedlung sozialer Gruppen wie Ar- 

beiter und Angestellte mit geringerem 

Einkommen ausgeglichen werden. Ver- 

kehrszählungen und Verkehrsanalysen 

haben gezeigt, daß die Leistungsgren- 

zen des vorhandenen Straßensystems be- 

reits erreicht, in den Spitzenstunden 
sogar überschritten werden. Daher ist 

der fließende Verkehr im Dobbenvier- 

‚tel so zu beeinflussen, daß nur Ziel- 

und Quellverkehr das Wohngebiet be- 

lasten. Das städtebauliche Gesamtbild 

43 Prozent der Wohngebäude wurden vor 

1900, 37 Prozent zwischen 1901 und 
A948 errichtet, sollte aufgrund vie- 

ler historisch wertvoller Gebäude, die 

über das Dobbenviertel hinausragende 

Bedeutung besitzen, erhalten bleiben. 

Zusammenfassend sprechen nach Meinung 

der Arbeitsgruppe folgende Motive ge- 

gen die Erweiterung des Verwaltungs- 

präsidiums: 

Dienstleistungseinrichtungen sollten 

unter dem Aspekt "allgemeines Wohnge- 

biet"nur den Bewohnern des Dobbenvier- 

tels dienen und keine Versorgungsfunk- 

tion für das gesamte Stadtgebiet aus- 

üben. Ebenso müssen vorhandene Dienst- 

leistungen und Verwaltungen, die über- 

örtliche Funktionen zu erfüllen haben, 

langfristig ausgesiedelt werden. Die 

angestrebte Erweiterungsmaßnahme des 

Verwaltungspräsidiums würde für den 

fließenden und ruhenden Verkehr enor- 

me Folgnhaben. Erforderliche Straßen- 

erweiterungen bedeuten Abbruch wert- 

voller Bausubstanz bzw. Einschränkung 

von Grünflächen und damit Beeinträch- 

tigung des städtebaulichen Gesamtbil- 

des. Zum ruhenden Verkehr ist zu sa- 

gen, daß bei ca. 1.700 Bediensteten, 

die zu 60 - 70 Prozent mit dem PKW 

zur Arbeit kommen ca. 1.100 Kfz in 

der Nähe des Verwaltungspräsidiwms um 

terzubringen wären. Da Hoch- oder Tief 

garagen maximale Einlaßfrequenzen von 

ca. 600 Kfz pro Stunde erlauben, ist 

sowohl im Dobbenviertel als auch in 

den angrenzenden städtischen Bereicher 

mit erheblichen Verkehrsbehinderungen, 

Staus, Abzasen und Lärmbeeinträchti- 

gungen zu rechnen. Aus der Sicht der 

stadtbildprägenden Funktion des Re- 

gierungsgebäudes einschließlich sei- 

ner Umgebung wäre die Erweiterung des 

Gebäudes um ca. 35.000 - 40.000 qm 

Bruttogeschoßfläche sowie die Schaf- 

fung der erforderlichen PKW-Einstell- 
plätze abzulehnen. 

Die Arbeitsgruppe schlägt weiter vor, 

alternative Standorte, z.B. in Kreyen- 

brück und Nadorst im Hinblick auf ei- 

ne mögliche teilweise oder vollstän- 

dige Auslagerung des Verwaltungsprä- 

sidiums zu untersuchen. 

Erst eine vergleichende Untersuchung 

mehrerer möglicher Standorte lassen 

eine städtebaulich sinnvolle Standort- 
entscheidung zus 

Helmut Straßer 

Reiten an der Universität 
Von etwa 80 Hochschulangehörigen wird 
das vom Zentrum für Freizeitsport ange- 

botene Reitprogramm in Anspruch genom- 

men. Für acht Mark die Stunde können 

seit einem Jahr Studenten, Dienstlei- 

ster und Lehrende in den Reitschulen 

Oldenburg und Sandkrug_ diesem Sport 

nachgehen. Inzwischen hat sich aus den 

Pferdefreunden eine 15köpfige Gruppe 

gebildet, die das Hobby auch wettkampf- 

mäßig betreibt. Sie hat bereits an Tur- 

nieren in Warendorf, Braunschweig und 

Kiel teilgenommen und hat selbst ein 
Turnier Anfang Januar veranstaltet. Der 
Student Christoph Hess vertrat die Uni- 
versität Oldenburg bei den Deutschen 
Hochschulmeisterschaften der Reiter in 
Koblenz. 

Die 15köpfige Gruppe trifft sich jeden 
Mittwochabend um 20.00 Uhr in der Reit- 
schule Oldenburg. Kontaktadresses 
Christoph Hess, Nutzhorner Straße 33, 
2875.Ganderkesee 3, Tele: 04224/54042, 
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Personalien 

PROFESSOR KARL-HEINZ FORSTER und PRO- 
FESSOR HELMUT SPÄTH, beide Hochschul- 
lehrer im Fach Mathematik, erhielten 

einen Ruf als ordentliche Professo- 

ren an auswärtige Universitäten: Pro- 
fessor Förster an die Technische Uni- 

versität Berlin und Professor Späth 

an‘.die Technische Hochschule Twente 

(Niederlande). 

DR. PETER GOTTWALD, bisher am Max- 

Planck-Institut in München, ist zum 

ordentlichen Professor für das Fach 

"Psychologie unter besonderer Berück- 

sichtigung psychotherapeutischer Ver- 

fahren" ernannt worden. 

PROFESSOR JÜRGEN DIECKERT, Sportwissen- 

schaftler im Fachbereich I, hält im 

Rahmen eines Entwicklungsprogrammes de 

Bundesregierung und der brasiliani- 

schen Regierung in der Zeit vom 7. bis 

26. März 1977 Gastvorlesungen in Sport 

pädigogik an den brasilianischen Uni- 

versitäten Sao Paulo und Belo Horizon-' 

te. 

Ausschreibungen 
FACHBEREICH I, eine wissenschaftliche 
Hilfskraftstelle im Fach Sportmedizin 
Arbeitsbereich: Planung und Aufbau 

von Meßmethoden im Bereich der Spiro- 

ergometrie und Koordination. Durchfüh- 

rung standardisierter Belastungstests. 
Bewerbungen bis 23. März 1977 in das 

Postfach von Bernhard Schmücker 

FACHBEREICH II (Bildende Kunst/Visuel- 
le Kommunikation), eine wissenschaft- 
liche Hilfskraft für den Bereich Sieb- 

druck (Vorkenntnisse erwünscht). Be- 

werbungen bis zum 7. März 1977 an 

Klaus Beilstein (D 006). 

ZENTRALE STUDIENBERATUNG: zwei Wihi- 

stellen. Kenntnisse in der Informati- 

onsverarbeitung erwünscht. Bewerbun- 

gen bis 18.3. (B 108), Bewerbungsge- 

spräch: 22.3.1977. 

Pflanzenklau 
Daß Teller und Tassen aus der Mensa 

der Universität in manchem privaten Kü 
chenschrank verschwinden, ist nicht 
nur hinlänglich bekannt, sondern hat 
in den Haushaltsplanungen der Studen- 
tenwerke durch kalkulierte "Abschrei- 
bungen" bereits seinen Niederschlag ge 
funden.. Inzwischen müßte die Universi- 
tät auch im Pflanzenetat zu solchen 
"Abschreibungen" übergehen, denn neuer- 
dings vermißt der Gärtner häufiger 
Setzlinge, die er kurz zuvor zur Ver- 
schönerung des Universitätsgeländes 
gepflanzt hatte. Dabei erwiesen sich 
die Pflanzenliebhaber als ausgespro- 
chene Kenner: Sie nehmen nur so wert- 
volle Pflanzen wie u.a. Rhododendron- 
Setzlinge. Auf nicht so teuer zu er- 
stehende Forsythien verzichten sie.gh-  


